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5 6 3 . Bundesgesetz: Veterinärmedizinische Bundesanstalten
(NR: GP XV RV 797 AB 867 S. 92. BR: AB 2413 S. 416.)

5 6 4 . Bundesgesetz: Änderung des Apothekerkammergesetzes
(NR: GP XV RV 648 AB 868 S. 92. BR: AB 2414 S. 416.)

5 6 3 . Bundesgesetz vom 1. Dezember
1981 über die veterinärmedizinischen

Bundesanstalten
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Veterinärmedizinische Bundesanstalten im
Sinne dieses Bundesgesetzes sind:

1. Die Bundesanstalt für Tierseuchenbe-
kämpfung in Mödling.

2. Die Bundesanstalt für Virusseuchenbekämp-
fung bei Haustieren in Wien.

3. Die Bundesanstalten für veterinärmedi-
zinische Untersuchungen in Graz, Innsbruck
und Linz.

§ 2. Die veterinärmedizinischen Bundesan-
stalten sind Dienststellen des Bundes. Sie unter-
stehen dem Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz.

§ 3. (1) Der Aufgabenbereich der veterinär-
medizinischen Bundesanstalten umfaßt die Dia-
gnostik und sonstige Untersuchungstätigkeit im
Rahmen der Tierseuchenbekämpfung, veterinär-
medizinische Untersuchungen von Proben und
Materialien tierischer Herkunft sowie die Her-
stellung und Prüfung von Sera, Impfstoffen gegen
Tierkrankheiten, Bakterienpräparaten, Hämo-
derivaten, Arzneimitteln und von Desinfektions-
mitteln und die damit verbundene Forschung. Zu
ihrem Aufgabenbereich gehört insbesondere auch

1. die Erstellung von Gutachten;

2. die Mitwirkung bei der Bekämpfung von
Tierseuchen;

3. die wissenschaftliche Auswertung des an-
fallenden Untersuchungsmaterials;

4. die Entwicklung von diagnostischen Ver-
fahren ;

5. Expertentätigkeit in internationalen Gremien
und Organisationen;

6. die Mitwirkung an der Öffentlichkeitsarbeit
(Informations- und Bildungstätigkeit, Schaf-
fung von Informationsmitteln) sowie die
Veröffentlichung von Arbeitsergebnissen;

7. die Pflege von Inlands- und Auslands-
kontakten durch fachlichen Erfahrungs- und
Schriftenaustausch.

(2) Arbeiten mit dem Erreger der Maul- und
Klauenseuche sind ausschließlich der Bundes-
anstalt für Virusseuchenbekämpfung bei Haus-
tieren in Wien vorbehalten.

(3) Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat durch Verordnung den sach-
lichen und örtlichen Wirkungsbereich der veteri-
närmedizinischen Bundesanstalten unter Bedacht-
nahme auf die Grundsätze der Zweckmäßigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit festzulegen.

§ 4. Sofern es die Erfüllung der fachlichen
Aufgaben für die Veterinärbehörden zuläßt,
haben die veterinärmedizinischen Bundes-
anstalten die ihnen zugewiesenen Aufgaben auch
auf Ersuchen von anderen Behörden, von
Gerichten oder Privatpersonen durchzuführen.
Arbeiten, die im öffentlichen Interesse gelegen
sind, sind bevorzugt zu behandeln.

§ 5. (1) Jede Anstalt ist in die Direktion, sowie
in die zur Erfüllung der Aufgabenbereiche erfor-
derlichen Gruppen, Abteilungen und sonstige
Einrichtungen zu gliedern.

(2) Die Leitung der Anstalt obliegt ihrem
Direktor.

(3) Zum Direktor einer veterinärmedizinischen
Bundesanstalt darf nur ein Tierarzt bestellt
werden.

(4) Das Personal der Anstalt hat Fachpersonal,
Verwaltungspersonal und Hilfspersonal zu um-
fassen.
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(5) Das Anstaltspersonal ist unbeschadet der
Diensthoheit des Bundesministers für Gesundheit
und Umweltschutz dem Direktor unterstellt und
nach Maßgabe der verfassungsgesetzlichen und
dienstrechtlichen Vorschriften an dessen Weisun-
gen gebunden.

§ 6. (1) Der Bundesminister für Gesundheit
und Umweltschutz hat für die veterinärmedi-
zinischen Bundesanstalten eine Geschäftsordnung
sowie eine Kanzleiordnung zu erlassen.

(2) Die Geschäftsordnung hat insbesondere
nähere Bestimmungen zu enthalten über:

1. die organisatorische Gliederung der Anstal-
ten;

2. nähere Regelungen für den Dienstbetrieb;

3. die Genehmigungsbefugnisse des Direktors,
sonstiger leitender und allenfalls auch ande-
rer Bediensteter;

4. die Vertretung der Anstalten nach außen;

5. allgemeine Grundsätze für die Zusammen-
arbeit der Bediensteten.

§ 7. (1) Die veterinärmedizinischen Bundes-
anstalten erbringen ihre Leistungen an Dritte
für den Bund als Träger von Privatrechten.

(2) Zur Vertretung des Bundes gegenüber
Dritten ist in den Angelegenheiten einer veterinär-
medizinischen Bundesanstalt ihr Direktor, sein
Stellvertreter oder ein gemäß den Bestimmungen
der Geschäftsordnung ausdrücklich hiezu von
diesen bevollmächtigter Bediensteter dieser
Anstalt befugt.

§ 8. (1) Der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz hat die Höhe der für die Inan-
spruchnahme der Tätigkeiten der Anstalten zu
entrichtenden Entgelte nach dem Grundsatz
der Kostendeckung in einem Tarif im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
festzusetzen.

(2) Die Erlassung und Änderung des Anstalts-
tarifs ist im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
kundzumachen. Ausfertigungen des Anstalts-
tarifs sind vom Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz auf Verlangen gegen
Ersatz der Kosten abzugeben.

§ 9. Durch dieses Bundesgesetz werden die
durch Rechtsvorschriften festgelegten Aufgaben-
bereiche anderer Anstalten des Bundes nicht
berührt.

§ 10. Der § 3 a des Gesetzes vom 6. August
1909, RGBl. Nr. 177, in der Fassung BGBl.
Nr. 122/1949 tritt außer Kraft.

§ 11. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1982 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits von dem seiner Kund-
machung folgenden Tag an erlassen werden. Sie
dürfen jedoch frühestens zugleich mit diesem
Bundesgesetz in Kraft gesetzt werden.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz, hinsichtlich des § 8 Abs. 1 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

5 6 4 . Bundesgesetz vom 1. Dezember 1981,
mit dem das Apothekerkammergesetz geän-

dert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Apothekerkammergesetz, BGBl. Nr. 152/
1947, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 173/1957 wird wie folgt geändert:

1. Nach der lit. g des § 2 Abs. 2 ist anstelle
des Punktes ein Strichpunkt zu setzen und nach-
stehende lit. h anzufügen:

„h) Informationen und Dokumentationen über
Arzneimittel und sonstige in Apotheken zu füh-
rende Waren, insbesondere hinsichtlich Artikel-
bezeichnungen und -nummern, Hersteller- bzw.
Depositeurfirmen, Zulassungsnummer, Zusam-
mensetzung, Inhaltsmenge, Darreichungsform,
Anwendungsart, Stärke, Dosierung, Charge, Ab-
laufdatum und sonstiger Verwendungs- bzw.
Warnhinweise, Wirkung, Neben-, Gegen- und
Wechselwirkungen, Abgabenbestimmungen jeder
Art, Preise, Synonima zu erstellen oder erstellen
zu lassen."

2. Nach dam § 2 ist nachstehender § 2 a einzu-
fügen :

„§ 2 a. (1) Die Ermittlung und Verarbeitung
von personenbezogenen Daten zum Zwecke des
automationsunterstützten Datenverkehrs ist nur
zulässig, soweit dies für die Österreichische Apo-
thekerkammer zur Wahrung der ihr gesetzlich
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraus-
setzung bildet.

(2) Die gemäß § 2 verarbeiteten Daten dürfen
nur an Behörden und Körperschaften öffentlichen
Rechts, Apotheker, Arzte, an den Österreichi-
schen Apothekerverlag, an Erzeuger, Depo-
siteure, Klein- und Großverteiler sowie Konsu-
menten von Arzneimitteln bzw. sonstigen in den
Apotheken zu führenden Waren übermittelt
werden."
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3. Im § 8 ist ein neuer Abs. 3 folgenden Wort-
lautes anzufügen:

„(3) Mitglieder der Versammlung der Dele-
gierten (Abs. 2) können bei ihrer Verhinderung
Delegierte aus der Abteilungsversammlung, der
das verhinderte Mitglied als selbständiger oder
angestellter Apotheker angehört, zur Vertretung
bevollmächtigen. Einem Mitglied darf jeweils nur
eine einzige Vollmacht erteilt werden."

4. Die bisherigen Abs, 3 bis 7 des § 8 sind als
Abs. 4 bis 8 zu bezeichnen,

5. Dem § 9 ist nachstehender Abs. 5 anzu-
fügen:

„(5) Mitglieder des Vorstandes bzw. des ge-
schäftsführenden Ausschusses können bei ihrer
Verhinderung ein anderes Mitglied aus der Abtei-
lung, der das verhinderte Mitglied als selbstän-
diger oder angestellter Apotheker angehört, zur
Vertretung bevollmächtigen. Einem Mitglied darf
jeweils nur eine einzige Vollmacht erteilt wer-
den."

6. Der § 10 hat zu lauten:

„§ 10. (1) Die Mitglieder des Vorstandes sind
durch unmittelbare geheime Wahl auf die Dauer
von fünf Jahren zu wählen. Die Wahl ist nach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes
durchzuführen. Das Wahlrecht ist grundsätzlich
persönlich auszuüben. Die Stimmabgabe auf dem
Weg durch die Post ist jedoch zulässig.

(2) Jedes Land bildet einen Wahlkreis. Aus
Gründen der Einfachheit, Zweckmäßigkeit und
Kostenersparnis können mehrere Länder zu
einem Wahlkreis vereinigt werden. In jedem
Wahlkreis ist je ein Wahlkörper der selbständigen
und der angestellten Apotheker zu bilden.

(3) Wahlberechtigt sind alle im Wahlkreis ihren
Beruf ausübenden Mitglieder der Kammer, die
das Wahlrecht zum Nationalrat besitzen, sofern
ihnen das Wahlrecht zur Apothekerkammer
nicht durch Disziplinarerkenntnis entzogen ist.
Die dem Kreis der selbständigen Apotheker an-
gehörigen Vorstandsmitglieder sind nur von den
selbständigen Apothekern, die dem Kreis der
angestellten Apotheker angehörigen Vorstands-
mitglieder nur von den angestellten Apothekern
zu wählen.

(4) Wählbar sind alle wahlberechtigten Kam-
mermitglieder, die zur Ausübung des Apotheker-
berufes befugt und zum Nationalrat wählbar
sind, sofern ihnen die Wählbarkeit nicht durch
Disziplinarerkenntnis entzogen wurde. Nicht ge-
wählte Bewerber eines Wahlvorschlages sind Er-
satzmänner für den Fall, daß ein Mandat ihrer
Liste erledigt ist.

(5) Bei der Apothekerkammer ist eine ge-
meinsame Hauptwahlkommission für die beiden
Wahlkörper sämtlicher Wahlkreise zu bestellen.
Die Mitglieder der Hauptwahlkommission sind

nach Anhören der Apothekerkammer durch den
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz zu bestellen.

(6) Für die Wahl in die beiden Wahlkörper
innerhalb eines Wahlkreises sind gemeinsame
Kreiswahlkommissionen bei den Ämtern der
Landesregierungen zu bestellen. Werden mehrere
Länder zu einem Wahlkreis vereinigt, so ist die
Kreiswahlkommission am Sitz des Amtes der
Landesregierung zu bestellen, das für den Zweck
der Stimmenabgabe am günstigsten gelegen ist.

(7) Die näheren Bestimmungen über das
Wahlverfahren, insbesondere über die Zusam-
mensetzung der Wahlkommissionen, die Aus-
schreibung der Wahlen, die Erfassung und Ver-
zeichnung der Wahlberechtigten, die Wahlwer-
bung, das Abstimmungs- und Ermittlungsverfah-
ren sowie über die Einberufung der gewählten
Vorstandsmitglieder sind vom Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz durch Verordnung
zu erlassen."

7. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Wird die Stelle des Präsidenten oder eines

seiner Stellvertreter frei, so haben die in diesem
Zeitpunkt im Amt befindlichen Vorstandsmitglie-
der die Neuwahl des Präsidenten bzw. seiner
Stellvertreter binnen vier Wochen durchzufüh-
ren."

8. § 15 hat zu lauten:
„§ 15. Der Präsident der Apothekerkammer

und seine Stellvertreter halben vor ihrem Amts-
antritt durch Handschlag dem Bundesminister
für Gesundheit und Umweltschutz, die übrigen
Vorstandsmitglieder dem Präsidenten ein Gelöb-
nis auf die Einhaltung der Gesetze und die ge-
treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten abzulegen."

9. § 16 bat zu lauten:
„§ 16. Alle Funktionäre und das gesamte Per-

sonal der Apothekerkammer sind, soweit sie
nicht schon nach anderen gesetzlichen Bestim-
mungen zur Verschwiegenheit verpflichtet sind,
zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließ-
lich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheim-
haltung im Interesse der Kammer, einer Gebiets-
körperschaft oder der Parteien geboten ist. Von
dieser Verpflichtung hat sie der Bundesminister
für Gesundheit und Umweltschutz über Verlan-
gen eines Gerichtes oder einer anderen Behörde
zu entbinden, wenn dies im Interesse der Rechts-
pflege oder im 'sonstigen öffentlichen Interesse
liegt."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz betraut.

Kichschläger
Kreisky
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